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Vom 23.–25.6.2004 fand in Budapest 
die 4. Konferenz der Europäischen Um-
welt- und Gesundheitsminister statt. Re-
gierungsvertreter aus der Europäischen 
Region der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) diskutierten die Zusammenhän-
ge zwischen Umwelteinflüssen und Ge-
sundheit. Die Konferenz setzte den inter-
nationalen Dialog fort, der im Jahr 989 
in Frankfurt begonnen und über Helsin-
ki (994) und London (999) nach Buda-
pest geführt hatte. Auf der Konferenz wur-
den eine Konferenzerklärung und ein Kin-
deraktionsplan verabschiedet.

Die „Budapest-Konferenz“ mit dem 
Motto „Die Zukunft unseren Kindern“ hat-
te die höchste Länderbeteiligung seit Be-
ginn des europäischen Prozesses für Um-
welt und Gesundheit. Über 40 Umwelt- 
und Gesundheitsminister sowie weitere 
Delegationsmitglieder aus 50 der 52 Mit-
gliedsstaaten diskutierten über die Zusam-
menhänge zwischen Umwelteinflüssen 
und Gesundheit. In ihrer Deklaration be-
kräftigten die Umwelt- und Gesundheits-
minister den eingeschlagenen Weg hin 
zu einer für den Menschen gesunden Um-
welt: Bestehende nationale Aktionspläne 
für Umwelt und Gesundheit sollen fortge-
führt und nationale Kinderaktionspläne 
integriert oder ergänzt werden.

Parallel zur Tagung konnten die Mit-
gliedsstaaten ihre Aktivitäten im Bereich 
Umwelt und Gesundheit an Länderstän-
den vorstellen. Der Stand des deutschen 
Aktionsprogramms Umwelt und Gesund-
heit (APUG) informierte über die Arbei-

ten zum APUG, über Forschungsprojekte 
im Bereich Kinder, Umwelt und Gesund-
heit sowie über Aktivitäten der Öffentlich-
keitsarbeit. Thematischer Schwerpunkt 
des APUG sind Kinder und Jugendliche. 
Das Programm wurde 999 auf der 3. Kon-
ferenz für Umwelt und Gesundheit in Lon-
don präsentiert. Damit erfüllte Deutsch-
land seine Verpflichtungen aus der 2. Kon-
ferenz der Umwelt- und Gesundheitsmi-
nister von 994 in Helsinki.

Das deutsche Aktionsprogramm Um-
welt und Gesundheit wurde von den Bun-
desministerien für Gesundheit und Sozia-
le Sicherung sowie Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit ins Leben geru-
fen. Am APUG beteiligt sich seit Herbst 
2002 auch das Bundesministerium für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Land-
wirtschaft (BMVEL). Gestützt wird das 
Aktionsprogramm von den wissenschaft-
lichen Bundesoberbehörden Bundesamt 
für Strahlenschutz (BfS), dem Bundesin-
stitut für Risikobewertung (BfR), dem 
Robert Koch-Institut (RKI) sowie dem 
Umweltbundesamt (UBA). Viele der For-
schungsprojekte und Aktivitäten im Rah-
men des APUG befassen sich mit dem be-
sonderen Schutz von Kindern und ihrer 
immer wieder diskutierten höheren Emp-
findlichkeit. Kinder reagieren auf Umwelt-
einflüsse teilweise anders als Erwachsene 
und können sich manchen Belastungssi-
tuationen nur schwer entziehen. Als schwä-
cheres und empfindlicheres Glied der Ge-
sellschaft bedürfen sie im Bemühen, für 
die Bevölkerung eine gesunde Umwelt zu 

schaffen, eines besonderen Schutzes vor 
umweltbedingten Gesundheitsbeeinträch-
tigungen. Eine wichtige Säule des Akti-
onsprogramms ist auch die Informations- 
und Aufklärungsarbeit von Kindern und 
Jugendlichen.

Die gesundheitliche Situation der Kin-
der hat sich in Westeuropa im vergange-
nen Jahrhundert wesentlich verbessert. 
Kindersterblichkeit und lebensbedrohli-
che Infektionskrankheiten sind deutlich 
zurückgegangen, die durchschnittliche Le-
benserwartung der Bevölkerung ist um 
über 30 Jahre gestiegen. Dennoch besteht 
in vielen Bereichen Anlass zur Sorge. Che-
mikalien in Produkten, Fehlernährung, Be-
wegungsmangel, Luftverunreinigungen 
durch z. B. Tabakrauch und Verkehr so-
wie Flug- und Verkehrslärm können eine 
Gefahr für die Gesundheit von Kindern 
darstellen. Gesundheitsbeeinträchtigun-
gen sind oft nicht kurzfristig sichtbar, son-
dern werden erst Jahre später in ihrem gan-
zen Ausmaß manifest.

Im Vorfeld der Budapest-Konferenz un-
tersuchte die WHO die wichtigsten Fakto-
ren umweltbedingter Krankheiten bei Kin-
dern. Die in der Fachzeitschrift Lancet [] 
veröffentlichte Studie bewertet erstmals 
die Gesamtheit der umweltbedingten Aus-
wirkungen durch Außen- und Raumluft, 
unsauberes Trinkwasser und Blei sowie 
durch Verletzungen und Unfälle auf die 
Kindergesundheit in der europäischen 
WHO-Region. Da es innerhalb dieser Re-
gion, die von Portugal über Tadschikistan 
bis in den asiatischen Teil der Russischen 
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Minister, den Prozess für Umwelt und Ge-
sundheit fortzusetzen und 2007 eine zwi-
schenstaatliche Konferenz zur Präsentati-
on der Arbeitsergebnisse abzuhalten. Zur 
5. Konferenz für Umwelt und Gesundheit 
2009 werden sich die Umwelt- und Ge-
sundheitsminister in Italien treffen.

Die Konferenzen für Umwelt und Ge-
sundheit werden vom WHO-Regionalbü-
ro Europa zusammen mit den Umwelt- 
und Gesundheitsministerien der Mit-
gliedsstaaten ausgerichtet. Vorbereitung 
und Organisation obliegen seit 995 dem 
Lenkungsausschuss des Europäischen 
Ausschusses für Umwelt und Gesundheit 
(EEHC) mit Sekretariat im Kopenhage-
ner WHO-Regionalbüro. Der EEHC ist 
ein Bündnis von Vertretern aus den Mit-
gliedsstaaten, zwischenstaatlichen Orga-
nisationen und internationalen Bürger-
gruppierungen und bringt damit die un-
terschiedlichen Akteure im Prozess für 
Umwelt und Gesundheit zusammen. An 
zwischenstaatlichen Organisationen sind 
im EEHC die Europäische Kommission, 
die Europäische Umweltagentur, die In-
ternationale Arbeitsorganisation, OECD, 
UNICEF, UNECE, UNEP, Weltbank und 
WHO vertreten. Von den Nichtregierungs-
organisationen sind das Ecoforum und Eu-
ropean Public Health Aliance, der Interna-
tionale Rat für Kommunale Umweltinitia-
tiven (ICLEI), das World Business Council 
for Sustainable Development, der Interna-
tionale Bund freier Gewerkschaften und 
die Internationale Föderation von Umwelt-
medizinern (IFEH) beteiligt. Einen wichti-
gen Beitrag zur 4. Ministerkonferenz leiste-
ten auch die beiden europäischen WHO-
Zentren für Umwelt und Gesundheit in 
Bonn und Rom.

Die Konferenzen für Umwelt und Ge-
sundheit stehen im Zusammenhang mit 
dem Leitbild einer nachhaltigen Entwick-
lung, das die internationale Staatengemein-
schaft 992 auf der Konferenz für Umwelt 
und Entwicklung in Rio de Janeiro verab-
schiedete und auf dem Weltgipfel 2002 in 
Johannesburg erneuerte. Die Agenda 2, 
d. h. der globale Aktionsplan für eine nach-
haltige Entwicklung, fordert in Kapitel 6 
die Einbeziehung von Gesundheitsaspek-
ten in die Umweltpolitik. Bereits 989 be-
tonten die Vereinten Nationen in der Kin-
derrechtskonvention das Anrecht der Kin-
der auf eine gesunde Umwelt, das ebenso 

richtung eines europäischen WHO-Zen-
trums für Umwelt und Gesundheit wur-
de ebenso beschlossen. Seit dieser ersten 
Konferenz treffen sich die Umwelt- und 
Gesundheitsminister sowie weitere hoch-
rangige Delegierte aus den heute 52 Staa-
ten der WHO-Region Europa im 5-Jahres-
Rhythmus.

Die 2. Europakonferenz Umwelt und 
Gesundheit fand 994 in Helsinki in ei-
nem gegenüber 989 politisch völlig ver-
änderten Europa statt. Die Zahl der Mit-
gliedsstaaten hatte sich von 29 auf 50 er-
höht. Schwerpunkt der 2. Konferenz war 
eine umfassende Betrachtung der Situati-
on unter dem Thema „Concern for Euro-
pe’s Tomorrow“. Die Minister verabschie-
deten die „Erklärung über Maßnahmen 
für Umwelt und Gesundheit in Europa“. 
Diese leitete den „Umwelt- und Gesund-
heitsplan für Europa“ ein und verpflichte-
te die Mitgliedsstaaten, nationale Umwelt- 
und Gesundheitspläne (NEHAPs) zu ent-
wickeln. Deutschland legte sein nationa-
les Umwelt- und Gesundheitsprogramm 
– das Aktionsprogramm Umwelt und Ge-
sundheit (APUG) – 999 zur 3. Konfe-
renz vor. Die in London tagende Konfe-
renz stand unter dem Motto „Action in 
Partnership“. Die Minister unterzeichne-
ten das Protokoll über Wasser und Ge-
sundheit zur „Übereinkunft zum Schutz 
und zur Nutzung von grenzübergreifen-
den Wasserläufen und Internationalen 
Seen 992“. Zudem wurde die „Charta für 
Verkehr, Umwelt und Gesundheit“ verab-
schiedet, aus der das paneuropäische Pro-
gramm Verkehr, Gesundheit und Umwelt 
(THE PEP) entstanden ist, das beim Welt-
gipfel für nachhaltige Entwicklung 2002 
in Johannesburg vorgelegt wurde. THE 
PEP legt besonderen Nachdruck auf die 
Gefährdung und die Bedürfnisse von Kin-
dern im Verkehr.

Im Vordergrund der 4. Konferenz 2004 
„The future for our children“ stand der eu-
ropäische Kinderaktionsplan. Der Kin-
deraktionsplan berücksichtigt die unter-
schiedlichen Umwelt- und Gesundheits-
standards in den Mitgliedsstaaten und be-
nennt die wichtigsten Problemfelder im 
Bereich Kindergesundheit und Umwelt. 
Die EU-Kommission legte zur Budapest-
Konferenz zudem ihren „Aktionsplan Um-
welt und Gesundheit 2004–200“ vor. In 
ihrer Konferenzerklärung beschlossen die 

Föderation reicht, deutliche Unterschiede 
der umwelt- und gesundheitspolitischen 
Situation gibt, hat die WHO die Region in 
3 Teilregionen unterteilt. Die für Westeu-
ropa dringendsten Probleme sind danach 
Verkehrsunfälle, Feinstäube und Blei.

Prozess „Umwelt und Gesundheit“ 
in der WHO-Region Europa

Die WHO mit Hauptsitz in Genf ist welt-
weit in 6 Regionalbüros unterteilt, die je-
weils die Anliegen ihrer Region vertreten. 
Das WHO-Regionalbüro Europa hat sei-
nen Sitz in Kopenhagen. Die Mitglieds-
staaten der WHO-Region Europa verab-
schiedeten 984 die Strategie „Gesundheit 
für Alle“, mit der sie sich erstmalig auf eine 
gemeinsame Gesundheitspolitik mit einer 
Reihe von Zielvorgaben bis zum Jahr 2000 
einigten. Eine überarbeitete Version dieses 
Programms wurde 998 unter dem Titel 
„Gesundheit 2“ vorgelegt. Insbesondere 
in Kapitel 5 werden die Zusammenhän-
ge zwischen Umwelt und Gesundheit dar-
gestellt. Gesundheit wird nicht allein als 
Abwesenheit von Krankheit verstanden, 
sondern bedeutet körperliches, geistiges, 
psychisches und soziales Wohlbefinden. 
Zum Bereich „Umwelt und Gesundheit“ 
gehören nach der Definition der WHO so-
wohl direkte gesundheitliche Störungen 
durch Chemikalien, Strahlung und biolo-
gische Agenzien als auch die oft indirek-
ten Störungen durch physische, psychoso-
ziale und ästhetische Faktoren wie Woh-
nungswesen, Stadtentwicklung, Raumpla-
nung und Verkehr. Ziel der WHO-Europa 
ist es, die nationale und internationale Aus-
einandersetzung mit den Auswirkungen 
von Umweltfaktoren auf die menschliche 
Gesundheit zu fördern. Mit den paneuro-
päischen Ministerkonferenzen zu Umwelt 
und Gesundheit sollen Verbindungen zwi-
schen den Ressorts Umwelt und Gesund-
heit geschaffen werden.

Die . Interministerielle Konferenz 
für Umwelt und Gesundheit fand 989 
in Frankfurt am Main statt. Auf ihr verab-
schiedeten die Umwelt- und Gesundheits-
minister der WHO-Region Europa die „Eu-
ropäische Charta für Umwelt und Gesund-
heit“, in der sie fordern, dass jeder Mensch 
einen Anspruch auf eine Umwelt hat, die 
ein höchstmögliches Maß an Gesundheit 
und Wohlbefinden ermöglicht. Die Ein-
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auf dem Weltkindergipfel 2002 erneut ein-
gefordert wurde. Die G8-Umweltminister 
haben 997 die Verbesserung des Schutzes 
von Kindern gegenüber Umweltbelastun-
gen gefordert.

Die Ergebnisse  
der Budapest-Konferenz

Die Umwelt- und Gesundheitsminister 
verabschiedeten auf der Budapest-Konfe-
renz eine Konferenzerklärung sowie den 
Kinderaktionsplan einschließlich eines 
Maßnahmenplans. Die EU-Kommission 
stellte anlässlich der Budapest-Konferenz 
ihren Aktionsplan Umwelt und Gesund-
heit 2004–200 vor. Dieser ist so konzi-
piert, dass er im Einklang mit der Minis-
tererklärung und dem Kinderaktionsplan 
der Budapest-Konferenz steht.

Konferenzerklärung

In ihrer Konferenzerklärung verpflichten 
sich die Minister zu verschiedenen Aktivi-
täten zum Schutz der Bevölkerung und 
insbesondere der Kinder in unterschied-
lichen Politikfeldern. Ziel ist dabei, nicht 
nur bestehende Belastungen zu vermin-
dern, sondern im Sinne der Prävention 
möglichst im Vorfeld relevante Belastun-
gen zu verhindern. Zu den Politikfeldern 
gehören:

F Verkehrspolitik: stärkere Integration 
von Gesundheits- und Umweltaspek-
ten in die Verkehrspolitik. 

F Klimapolitik: Berücksichtigung der 
Folgen des Klimawandels mit den ein-
hergehenden extremen Wetter- und 
Klimaereignissen auf die menschliche 
Gesundheit. 

F Forschungspolitik: Förderung wissen-
schaftlicher Arbeiten über die Zusam-
menhänge zwischen Umwelt und Ge-
sundheit.

F Volkswirtschaftliche Kosten: Ermitt-
lung der wirtschaftlichen Auswirkun-
gen der gesellschaftlichen Kosten von 
umweltbedingten Erkrankungen.

F Wohnungspolitik: Gesundheits- und 
Umweltaspekte sollen zum Kern jeder 
Wohnungspolitik werden, um gesun-
de Wohnbedingungen sicherzustellen. 

F Umweltverträglichkeitsprüfung: In 
der Umweltverträglichkeitsprüfung 

sollen gesundheitliche Aspekte stärker 
berücksichtigt werden. 

F Chemikalienpolitik: Die Minister be-
grüßen in ihrer Deklaration die Che-
mikalienpolitik der EU (REACH) und 
fordern Hersteller auf, keine Produk-
te, insbesondere kein Kinderspielzeug, 
mit für die Gesundheit und Umwelt 
bedenklichen Inhaltsstoffen auf den 
Markt zu bringen.

Die Minister fordern die Stärkung ver-
schiedener Instrumente der Politikgestal-
tung. Ein wichtiges Anliegen ist der Auf-
bau eines gesamteuropäischen Umwelt- 
und Gesundheitsinformationssystems (En-
vironmental Health Information System 
EHIS). Sie bekräftigen die Anwendung des 
Vorsorgeprinzips als wichtiges Instrument 
des Risikomanagements, das insbesondere 
zum Schutz von Kindern angewandt wer-
den muss, sowie die Stärkung von Aufklä-
rungs- und Öffentlichkeitsarbeit. Die Mi-
nister stellen in ihrer Deklaration kritisch 
fest, dass gesundheitliche Aspekte noch im-
mer nicht ausreichend Eingang in die Stra-
tegie einer nachhaltigen Entwicklung ge-
funden haben, obwohl alle wichtigen um-
weltpolitischen Themen Schnittstellen zur 
Gesundheit haben. Sie fordern, die natio-
nalen Aktionspläne für Umwelt und Ge-
sundheit fortzuschreiben sowie nationa-
le Kinderaktionspläne zu integrieren oder 
zu ergänzen.

Kinderaktionsplan

Der Kinderaktionsplan verpflichtet die 
Umwelt- und Gesundheitsminister, natio-
nale Maßnahmen zum Schutz von Kin-
dern zu ergreifen. Er verfolgt 4 vorrangi-
ge Ziele für die Gesamtregion WHO-Euro-
pa mit einer Vielzahl von Unterzielen:

. Vermeidung von Magen-Darm-Er-
krankungen und die Verbesserung der 
Wasserversorgung sowie Abwasserentsor-
gung. Dieses Ziel ist für Deutschland mit 
Ausnahme der Bleiproblematik in Trink-
wasser nicht relevant.

2. Vermeidung von Unfällen, Verletzun-
gen und die Förderung von Bewegung zur 
Eindämmung von Übergewicht und Fett-
sucht. Dieses Ziel betrifft Aktionen im Be-
reich der Wohnumfeldverbesserung, des 
Schul- und Freizeitbereiches, des Straßen-
verkehrs sowie der Stadtplanung. Außer-

dem sollen Bewegung durch Sportunter-
richt sowie die Schaffung von Möglichkei-
ten zu Sport und Spiel im Wohnumfeld ge-
fördert und Maßnahmen zum Erlernen 
von gesunden Ernährungsgewohnheiten 
eingeleitet werden.

3. Vermeidung von Atemwegserkran-
kungen und Asthma durch bessere Innen- 
und Außenluftqualität. Notwendige Maß-
nahmen sind die Entwicklung von Strategi-
en zur Innenraumluftreinhaltung, Rauch-
verbote und die Installation von sicheren 
Koch- und Heizsystemen sowie die Durch-
führung von Surveys. Für eine bessere Au-
ßenluft müssen verkehrs- und industriebe-
zogene Maßnahmen ergriffen werden. Be-
sonderes Augenmerk stellt die Problema-
tik der Luftverschmutzung durch Rußpar-
tikel von Dieselfahrzeugen dar. Die Minis-
ter fordern insbesondere die Autoindus-
trie auf, alle neuen Dieselfahrzeuge mit 
Partikelfiltern oder anderen geeigneten 
technischen Lösungen auszurüsten, um 
den Ausstoß an Rußpartikeln drastisch 
zu vermindern.

4. Verringerung des Risikos, durch ei-
ne Exposition gegenüber Schwermetallen, 
gefährlichen Chemikalien, Lärm oder UV-
Strahlung zu erkranken. Damit soll der An-
teil der Kinder mit Geburtsschäden, geis-
tigen Behinderungen und Entwicklungs-
störungen sowie die Inzidenz von Mela-
nomen und anderen Formen von Krebs 
im späteren Leben von Kindern reduziert 
werden.

Der Kinderaktionsplan wird durch ei-
nen auf Kinder ausgerichteten Maßnah-
menkatalog ergänzt, der zu allen Punk-
ten des Kinderaktionsplans eine Vielzahl 
weiterer Aktivitäten enthält. Der Schwer-
punkt der vorgeschlagenen Maßnahmen, 
die den Mitgliedsstaaten und Lokalbehör-
den zur Orientierung bei der Umsetzung 
dieser Ziele dienen sollen, sind Präven-
tionsstrategien. Die Vorschläge sind so 
konzipiert, dass die einzelnen Staaten ih-
rer Situation entsprechend Maßnahmen 
auswählen können. Die Durchführung 
der Maßnahmen erfordert eine verbesser-
te Zusammenarbeit zwischen dem Um-
welt- und Gesundheitssektor sowie wei-
teren Sektoren ebenso wie die Festigung 
und Ausweitung der Zusammenarbeit 
der WHO mit der Europäischen Kommis-
sion. Die nationalen Kinderaktionspläne 
sollen bis zur zwischenstaatlichen Konfe-
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renz 2007 erarbeitet oder in bestehende 
Aktionsprogramme integriert werden. In 
Deutschland wird auf Bundesebene die 
Umsetzung vorrangig im Rahmen des be-
stehenden Aktionsprogramms Umwelt 
und Gesundheit (APUG) erfolgen.

Als Beitrag zur Budapest-Konferenz 
hat die EU-Kommission ihren „Aktions-
plan Umwelt und Gesundheit 2004 bis 
200“ vorgelegt. Er ist Teil der 2003 ver-
abschiedeten europäischen Strategie für 
Umwelt und Gesundheit „Scale“ (Sci-
ence, Children, Awareness, Legal Instru-
ments, Evaluation). Ziel des Europäischen 
Aktionsplans ist, in einem ersten Schritt 
wissenschaftliche Informationen zu gene-
rieren, auf deren Grundlage der Beitrag 
von Umweltfaktoren zu Gesundheitspro-
blemen beurteilt werden kann. Um dies 
zu erreichen, beinhaltet der Aktionsplan 
3 Schwerpunkte mit 3 dazugehörigen Ak-
tionen: die Verbesserung des Informations-
flusses, die Verstärkung der Forschung so-
wie die Verbesserung der Kommunikati-
on. Der Europäische Aktionsplan umfasst 
folgende Themen:

Verbesserung des Informationsflusses 
durch Entwicklung integrierter Umwelt- 
und Gesundheitsinformationen zum Ver-
ständnis der Zusammenhänge zwischen 
Verschmutzungsquellen und Auswirkun-
gen auf die Gesundheit.

F Aktion : Entwicklung umweltbezoge-
ner Gesundheitsindikatoren,

F Aktion 2: Entwicklung einer integrier-
ten Überwachung der Umwelt ein-
schließlich der Lebensmittel zur Fest-
stellung der einschlägigen Exposition 
des Menschen,

F Aktion 3: Entwicklung eines konse-
quenten Konzeptes für die biologische 
Überwachung in Europa,

F Aktion 4: Verbesserte Koordinierung 
und gemeinsame Tätigkeiten auf dem 
Gebiet Umwelt und Gesundheit.

Schließung der Wissenslücke durch Ver-
stärkung der Forschung zu Umwelt und 
Gesundheit und Aufzeigen neuer Fra-
gen

F Aktion 5: Integration und Stärkung 
der europäischen Umwelt- und Ge-
sundheitsforschung,

F Aktion 6: Gezielte Forschung zu den 
Themen Krankheiten, Störungen und 
Expositionen,

F Aktion 7: Entwicklung methodischer 
Systeme zur Analyse der Wechselwir-
kungen zwischen Umwelt und Ge-
sundheit,

F Aktion 8: Gewährleistung der Ermitt-
lung und Bekämpfung möglicher Risi-
ken für Umwelt und Gesundheit.

Reaktion: Überprüfung der Politik und 
Verbesserung der Kommunikation durch 
bessere Sensibilisierung, Kommunikation 
der Risiken, durch Ausbildung und Unter-
richtung, um den Bürgern die Informatio-
nen zu geben, die sie benötigen, um sich 
gesundheitsbewusster zu verhalten, und 
um sicherzustellen, dass die einschlägigen 
Fachkräfte sich der Wechselwirkungen von 
Umwelt und Gesundheit bewusst sind.

F Aktion 9: Entwicklung von Maßnah-
men zur öffentlichen Gesundheit und 
Zusammenführung von Determinan-
ten der Gesundheit in Abhängigkeit 
von der Umwelt über das Programm 
zur öffentlichen Gesundheit,

F Aktion 0: Förderung der Ausbildung 
von Fachleuten und Verbesserung der 
organisatorischen Kapazität in den 
Bereichen Umwelt und Gesundheit 
durch Überprüfung und Anpassung 
der Politik zur Risikominderung,

F Aktion : Koordinierung der laufen-
den Maßnahmen zur Risikominde-
rung und Konzentration auf die wich-
tigsten Krankheiten,

F Aktion 2: Verbesserung der Luftquali-
tät in Innenräumen,

F Aktion 3: Beobachtung der Entwick-
lungen in Bezug auf elektromagneti-
sche Felder.

Die EU-Kommission beabsichtigt, in al-
len Fragen der Wechselwirkung zwischen 
Umwelt und Gesundheit mit der WHO 
zusammenzuarbeiten, um Synergien zwi-
schen den Maßnahmen des EU-Aktions-
plans und den aus der Budapest-Konfe-
renz resultierenden Maßnahmen zu schaf-
fen. Um die aufgelisteten Aktionen zu kon-
kretisieren, führt die niederländische EU-
Ratspräsidentschaft in Kooperation mit 
der EU-Kommission vom .–3.2.2004 ei-
ne Konferenz unter Beteiligung von Behör-

den-, Nichtregierungsorganisationen und 
Industrievertretern aus den EU-Mitglied-
staaten durch, auf der Vorschläge zur Um-
setzung des Aktionsplans Umwelt und Ge-
sundheit 2004–200 in die Praxis erarbei-
tet wurden.

Die Konferenzergebnisse im  
Kontext deutscher Umwelt- und 
Gesundheitspolitik

Das Querschnittsthema „Umwelt und Ge-
sundheit“ hat durch die WHO- und die 
EU-Aktivitäten politisch größeres Ge-
wicht bekommen. Die Konferenzdeklara-
tion, der Kinderaktionsplan und der Eu-
ropäische Aktionsplan beinhalten das po-
litische Mandat, die Verpflichtungen aus 
den Dokumenten in die nationale Politik 
umzusetzen. Die in Budapest gefassten Be-
schlüsse sowie der Europäische Aktions-
plan spiegeln in hohem Maße die Schwer-
punkte der deutschen Politik im Bereich 
Umwelt und Gesundheit und die Arbeits-
schwerpunkte des Aktionsprogramms 
Umwelt und Gesundheit wider. Der in 
Deutschland beschrittene Weg wurde so-
mit bestätigt. Dies verdeutlichen die nach-
folgenden Beispiele.

Umwelteinflüsse und kindliche  
Gesundheit

In Übereinstimmung mit dem Anliegen 
der Budapest-Konferenz bildet die Unter-
suchung der Einflüsse aus der Umwelt auf 
die kindliche Gesundheit einen Schwer-
punkt im deutschen Aktionsprogramm 
Umwelt und Gesundheit. Zu den zahlrei-
chen kinderbezogenen Aktivitäten des 
deutschen Aktionsprogramms APUG ge-
hört die Durchführung des Kinder-Um-
weltsurveys durch das Umweltbundes-
amt. Der Umweltsurvey ist ein Modul des 
Nationalen Gesundheitssurvey für Kin-
der und Jugendliche, der durch das Ro-
bert Koch-Institut von 2003–2007 durch-
geführt wird. Der Kinder-Umweltsurvey 
untersucht den Einfluss von Umweltbe-
lastungen auf Allergien des Atemtraktes, 
auf Reizungen der Augen und des Nasen-
Rachen-Raums, auf Kontaktallergien der 
Haut sowie von Lärmbelastungen auf die 
Hörfähigkeit. Des Weiteren wird im Kin-
der-Umweltsurvey die körperliche Schad-
stoffbelastung (Human-Biomonitoring) 
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und die Belastung von Wohnräumen und 
häuslichem Trinkwasser (Innenraum-Mo-
nitoring) erfasst. Diese Daten können als 
Grundlage für Entscheidungen über ge-
eignete Gegenmaßnahmen zur Vermin-
derung der Schadstoffbelastung des Men-
schen dienen. Deutschland ist auf diesem 
Gebiet europaweit führend. Entsprechen-
de Untersuchungen sieht auch der Kin-
deraktionsplan vor. Auf der Budapest-
Konferenz hat die deutsche Delegation ei-
ne im Rahmen des APUG erarbeitete Bro-
schüre mit dem Titel „Umweltbedingte Ge-
sundheitsrisiken – Was ist bei Kindern an-
ders als bei Erwachsenen?“ vorgelegt. Da-
rin sind die Ergebnisse von mehreren For-
schungsvorhaben zusammenfassend dar-
gestellt und bewertet (im Internet verfüg-
bar unter http://www.apug.de/archiv/pdf/
broschuere_kinder_suszept.pdf).

Luftreinhaltung

Reine Luft mit möglichst geringen Schad-
stoffanteilen ist eine Grundvoraussetzung 
gesunden Lebens. Neben der Qualität der 
Außenluft ist vor allem auch die Innen-
raumluft von Bedeutung, da sich Men-
schen in Mitteleuropa ca. 80–90% ihrer 
Zeit in Innenräumen aufhalten. Die Forde-
rung nach Verringerung der Verunreini-
gungen der Außenluft durch feine Staub-
partikel aus Abgasen von Dieselfahrzeu-
gen gehört zu den Schwerpunkten der ge-
sundheitsbezogenen Umweltpolitik des 
Bundesumweltministeriums. Diese Forde-
rung wurde auf der Budapest-Konferenz 
unterstützt: Weltgesundheitsorganisation, 
Europäische Kommission sowie die Um-
welt- und Gesundheitsminister fordern 
die Automobilhersteller auf, neue Diesel-
fahrzeuge mit Partikelfiltern auszurüsten. 
In Deutschland konnte hier bereits ein ers-
ter Erfolg erzielt werden, indem ein Kom-
promiss mit der deutschen Autoindustrie 
verbucht wurde, durch den spätestens ab 
2008 alle Neufahrzeuge mit Partikelfiltern 
ausgestattet sein werden. Zur beschleunig-
ten Einführung will die Bundesregierung 
den freiwilligen Filtereinbau ab 2005 steu-
erlich fördern.

Zur Verringerung der Schadstoffbe-
lastung in der Innenraumluft dienen ver-
schiedene Projekte des deutschen Aktions-
programms APUG. Beispielhaft genannt 
seien die Entwicklung eines Prüf- und Be-

wertungsverfahrens zur gesundheitlichen 
Bewertung der Ausgasung flüchtiger orga-
nischer Chemikalien aus Bauprodukten, 
die Erarbeitung von Prüf- und Sanierungs-
empfehlungen sowie Vermeidungsstrategi-
en bei Schimmelpilzbefall, die Erarbeitung 
von Handlungsempfehlungen zum Erhalt 
einer guten Luftqualität in gedämmten 
und luftdichten Gebäuden, das Umweltzei-
chen „Blauer Engel“, das für eine Vielzahl 
emissionsarmer Produkte im Wohnbe-
reich vergeben wurde (z. B. Polstermöbel, 
Bodenbeläge, Holzbauplatten, Wandfar-
ben) oder die Vermeidung und Verringe-
rung von Radonbelastungen in Innenräu-
men. Auch Aufklärungsarbeit und Kampa-
gnen zu den Gefahren von Passivrauchen 
stehen im Mittelpunkt. Deutschland betei-
ligt sich am europäischen Projekt „Gesun-
des Wohnen“, das vom Bonner Büro des 
Europäischen Zentrums für Umwelt und 
Gesundheit der WHO durchgeführt wird, 
und sich mit den vielfältigen Einflüssen 
des Wohnens auf die Gesundheit befasst.

Chemikalienpolitik

Die Auswirkungen der meisten heute ver-
wendeten Chemikalien auf die Gesund-
heit des Menschen und die Umwelt sind 
unzureichend untersucht. Die Europä-
ische Kommission hat deshalb 2003 ei-
nen Vorschlag zur umfassenden Reform 
des bestehenden EU-Chemikalienrechts 
vorgelegt. Mit dem geplanten neuen EU-
Chemikalienrecht (REACH) könnten Ge-
sundheits- oder umweltschädliche Aus-
wirkungen erkannt und vermieden wer-
den. Mit der Budapester Konferenzerklä-
rung wird die große Bedeutung dieser Re-
form für die sichere Verwendung von Che-
mikalien innerhalb und außerhalb der Eu-
ropäischen Union unterstrichen. Auch im 
Maßnahmenkatalog zum Kinderaktions-
plan ist der Schutz von Kindern vor ge-
fährlichen Chemikalien ein wichtiges An-
liegen. Breiten Raum nahm auf der Konfe-
renz die Diskussion zur Verwendung von 
Chemikalien in Kinderprodukten und -
spielzeug ein. Die Umwelt- und Gesund-
heitsminister forderten die Hersteller auf, 
keine Produkte mehr auf den Markt zu 
bringen, die sich nachteilig auf die Gesund-
heit von Kindern oder die Umwelt auswir-
ken oder auswirken können. Zudem sol-
len rechtliche Maßnahmen zum Ersatz ge-

sundheitsgefährdender Phthalate (Weich-
macher in Kunststoffen) in Kinderproduk-
ten geprüft werden. Ein weiteres Anliegen 
war die Bewertung von Duftstoffen in die-
ser Produktgruppe.

Klimaschutz

Klimaveränderungen können zu extre-
men Wetterverhältnissen, wie z. B. Hoch-
wasser, Hitzewellen oder Kälteeinbrüchen, 
führen. Die Umwelt- und Gesundheitsmi-
nister haben daher in Budapest beschlos-
sen, Maßnahmen zur Verringerung der 
aus den Klimaveränderungen resultieren-
den Krankheitslast durchzuführen. Die Ra-
tifizierung und Umsetzung des Kyoto-Pro-
tokolls wurde als wichtiger Schritt zur Ver-
ringerung der kurz- und langfristigen Ge-
fahren für die menschliche Gesundheit in 
der Konferenzdeklaration unterstrichen. 
Klimaschutz und die Förderung erneuer-
barer Energien gehören zu den Aufgaben-
schwerpunkten des Bundesumweltminis-
teriums. Zwischen 990 und 2003 konnte 
ein Rückgang an Treibhausgasemissionen 
um 9% erreicht werden. Dieser Rückgang 
entspricht mehr als zwei Drittel der insge-
samt von der Europäischen Union zu er-
bringenden Leistung. Ein Fortschrittsbe-
richt über die internationale Zusammen-
arbeit zu den Auswirkungen des Klima-
wandels auf die menschliche Gesundheit 
soll auf der Zwischenkonferenz 2007 vor-
gelegt werden.

Informationssystem Umwelt  
und Gesundheit

Als weiteres Instrument soll ein Umwelt- 
und Gesundheitsinformationssystem ent-
wickelt werden. Diese Entwicklung wird 
sowohl auf EU- als auch auf WHO-Ebe-
ne mit hoher Priorität behandelt. Als In-
strument zur Politikgestaltung haben die 
Minister in Budapest beschlossen, die Ent-
wicklung und Einführung eines gesamteu-
ropäischen Umwelt- und Gesundheitsin-
formationssystems voranzubringen. Ein 
solches Informationssystem soll die natio-
nale und internationale Berichterstattung 
vereinheitlichen und die effektive Nut-
zung von Ressourcen sicherstellen. Grund-
lage des Informationssystems ist ein Kern-
satz von Umwelt- und Gesundheitsindika-
toren, an dem derzeit unter Beteiligung 
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Deutschlands gearbeitet wird. Harmoni-
sierte und vergleichbare Monitoringsyste-
me sollen der Politik zur Festlegung vor-
dringlicher Aufgaben und der Bewertung 
der Wirksamkeit von durchgeführten um-
welt- und gesundheitspolitischen Maßnah-
men dienen.

Aufklärung der Öffentlichkeit

In der Konferenzdeklaration wird als wich-
tige Zukunftsaufgabe betont, dass der Dia-
log mit der Bevölkerung über Fragen zu 
Umwelteinwirkungen auf die Gesund-
heit intensiviert werden muss. Das deut-
sche Aktionsprogramm stellt Internetsei-
ten für die allgemeine und die Fachöffent-
lichkeit (http://www.apug.de) sowie für 
Kinder und Jugendliche mit altersgerecht 
aufbereiteten Informationen (http://www.
kinderwelt.org) bereit. Des Weiteren wur-
de der Öffentlichkeit kürzlich die Broschü-
re „Umwelt und Gesundheit in Deutsch-
land – Beispiele aus dem täglichen Leben“ 
vorgestellt (im Internet verfügbar unter 
http://www.apug.de/archiv/pdf/ug_bro-
schuere.pdf).

Vorsorge und Prävention

Vorsorge und Prävention vermeiden nicht 
nur Krankheit und Leid, sondern schaf-
fen auch bessere und gesündere Lebensbe-
dingungen. Ziel ist, den Schutz der Kinder 
vor umweltbedingten Gesundheitsrisiken 
deutlich zu verbessern. Hierzu trägt eine 
gute Information der Bevölkerung über 
gesundheitliche Risiken aus der Umwelt 

bei, wie sie im Rahmen des Aktionspro-
gramms Umwelt und Gesundheit durch-
geführt wird. Auch im Bereich Bewegungs-
mangel, falsche Ernährung, Stress, Drogen 
und Sucht, wie z. B. Rauchen, führen das 
Bundesgesundheitsministerium und das 
Bundesverbraucherschutzministerium 
zahlreiche Präventionsmaßnahmen durch. 
Das Vorsorgeprinzip gehört zum Leitbild 
der deutschen Umweltpolitik.

Ausblick

Die europäischen Umwelt- und Gesund-
heitsminister mahnten auf der Budapest-
Konferenz, Gesundheitsaspekte stärker in 
das Leitbild einer nachhaltigen Entwick-
lung zu integrieren. Sie forderten Maßnah-
men gegen die Risikofaktoren wie Luftver-
schmutzung, unsauberes Trinkwasser, ge-
sundheitsgefährdende Chemikalien sowie 
Verletzungsgefahren. Langfristiges Ziel ist 
es, eine kindgerechte Umwelt zu verwirk-
lichen.

Der internationale Prozess für Umwelt 
und Gesundheit hat durch die Budapest-
Konferenz und den Europäischen Aktions-
plan eine neue Dynamik erhalten. Vor die-
sem Hintergrund sollten die Chancen ge-
nutzt werden, auch auf nationaler Ebene 
für umwelt- und gesundheitspolitische 
Maßnahmen eine erhöhte Aufmerksam-
keit und Akzeptanz zu erreichen. Nationa-
le Aktionspläne stellen dabei einen wirk-
samen Mechanismus für die Politikgestal-
tung dar. Das Aktionsprogramm Umwelt 
und Gesundheit oder der Nationale Ak-
tionsplan für ein kindgerechtes Deutsch-
land 2004–200, der zurzeit vom Bundes-
familienministerium erarbeitet wird, wei-
sen in die richtige Richtung. Programme 
können aber nur so gut sein, wie der po-
litische Wille aller Beteiligten auf Bundes- 

und Landesebene stark ist, diese auch mit 
Leben zu füllen. Voraussetzung dafür ist 
die Sicherstellung der notwendigen finan-
ziellen und personellen Ressourcen, damit 
für die Kinder und die nachfolgenden Ge-
nerationen eine gesunde Umwelt geschaf-
fen werden kann.

Informationen zum Aktionsprogramm 
Umwelt und Gesundheit sowie die Doku-
mente der Budapest-Konferenz und des 
Europäischen Aktionsplans sind unter 
http://www.apug.de erhältlich.
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